Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 


Der Bundestag wolle beschließen, dem nachfolgen- 
den Gesetzentwurf die Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf 

eines 

zweiten Gesetzes für den Wohnungsbau: 
Das „Deutsche Wohnungswerk^’ 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

L Zweck und Aufbau 
des „Deutschen Wohnungswerks“ 

S 1 

Zur Zusammenfassung und Neuerschließung von 
zusätzlichen Möglichkeiten für die freiwillige Spar- 
tätigkeit der Bevölkerung zu Gunsten des Baues 
von Eigenheimen, Siedlungen oder Mietwohnungen 
wird das „Deutsche Wohnungswerk“ als Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts mit dem Sitz in 
Wiesbaden errichtet. 


§2 

Das ,, Deutsche Wohnungswerk“ ist 

1. die Treuhandstelle für die auf den Konten des 
„Deutschen Wohnungswerks“ bei Sparkassen, 
Banken, Kreditgenossenschaften oder Bauspar- 
kassen angesammelten Sparbeträge. Das 
„Deutsche Wohnungswerk“ ist hierüber im 
Rahmen dieses Gesetzes allein verfügungs- 
berechtigt. 

2. die Treuhandstelle für öffentliche Förderungs- 
mittel des Bundes oder der Länder, die im 
Rahrrien dieses Gesetzes für mit Spargeldern 
des „Deutschen Wohnungswerks“ erstellte 
Wohnungen oder Eigenheime gewährt werden. 

3. das Steuerungsorgan für den örtlichen, zeit- 
lichen und umfangmäßigen Gleichlauf von 
Spartätigkeit und Errichtung von Eigen- 
heimen, Siedlungen oder Mietwohnungen im 
Rahmen des „Deutschen Wohnungswerks” 
innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
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Deutschland und Berlin. Das „Deutsche Woh- 
nungswerk“ bedient sich in der Regel bei der 
Errichtung von Eigenheimen, Siedlungen oder 
Mietwohnungen örtlicher privater oder öffent- 
lich-rechtlicher Bauträger. 

§3 

All der Spitze des „Deutschen Wohnungswerks“ 
steht ein für die Geschäftsführung verantwortlicher 
Präsident. Er und der Vizepräsident des „Deut- 
schen Wohnungswerks“ werden auf Vorschlag des 
Bundesministers für Wohnungsbau durch den 
Bundespräsiden ren ernannt. 

§4 

Zur Überwachung der Geschäftsführung des 
„Deutschen Wohnungswerks“ und zur Mitwir- 
kung bei der Bewilligung öffentlicher Förderungs- 
mittel im Rahmen dieses Gesetzes wird ein ehren- 
amtliches Kuratorium für das „Deutsche Woh- 
nungswerk gebildet. Den Vorsitz im Kuratorium 
des „Deutschen Wohnungswerks“ führt der Bun- 
desminister für Wohnungsbau. Dem Kuratorium 
gehören ferner an der Präsident und Vizepräsident 
des „Deutschen Wohnungswerks“, der Bundes- 
minister der Finanzen, der Präsident des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Versicherungswesen, der Präsi- ‘ 
dent des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen, 
n " .AngesteUtenversicherung, der 

Präsident der Invalidenversicherung, je ein Ver- 
treter der Realkreditinstitute, der Bausparkassen, 
der Haus- und Grundbesitzerverbände, des Ge- 
meinnützigen Wohnungswesens. Die Vertreter der 
Kredit- und Wohnungswirtschaft werden von 
^ren Spitzenverbänden vorgeschlagen und vom 
Bundesminister für Wohnungsbau in das Kurato- 
rium berufen. Dem Kuratorium gehöien ferner je 
ein Vertreter der 11 Länder der Bundesrepublik 
und ein Vertreter Berlins an. Die Ländervertreter 
werden von den Länderregierungen entsandt. 

Das Kuratorium des „Deutschen Wohnungswerks“ 
stellt insbesondere den Haushaltsplan des „Deut- 
^^^^^^^^w^§swerks fest. Die vom Kuratorium 
für die Veijaltung des „Deutschen Wohnungs- 
werks bewilligten Mittel sind in den Haushaltsplan 
des Bundesministeriums für Wohnungsbau im Son- 
derplan „Deutsches Wohnungswerk“ einzustellen. 

§5 

Das „Deutsche Wohnungswerk“ gliedert sich in die 
Einanzabteilung, die Bauabtfcilung und die Werbe- 
abteilung Bei der Bauabteilung wird auf Vorschlag 
des Präsidenten des „Deutschen Wohnungswerks“ 
ein besonderer ehrenamtlicher Beirat für Baufor- 
schung und Baunormung gebildet, dessen Mitglie- 
der durch den Bundesminister für Wohnungs- 
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bau als Vorsitzenden des Kuratoriums beruten 
werden. 

Der Beirat für Bauforschung und Baunormung hat 
die Bauabteilung des „Deutschen Wohnungswerks“ 
bei der Förderung neuzeitlicher Bauweisen und der 
Auswertung der technischen Erfahrungen zu be- 
raten. 


IL Die Durchführung der Aufgaben 
des „Deutschen Wohnungswerks“ 

1. Spar verfahren und Rechte der Sparer 


§6 

Bei allen Sparkassen, Banken, Kreditgenossenschaf- 
ten sowie Bausparkassen wird ein Konto „Deut- 
sches Wohnungswerk“ errichtet. 

Das „Deutsche Wohnungswerk“ gibt Sparkarten 
des „Deutschen Wohnungswerks“ Typ A (Woh- 
nungssparkarten) und Typ B (Eigenheimsparkarten) 
an die kontoführenden Kreditinstitute gemäß 
Muster aus. Die Sparkarten beider Serien sind fort- 
laufend numeriert. 

Das „Deutsche Wohnungswerk“ stellt den konto- 
führenden Kreditinstituten ferner über DM 1, — , 
DM 5,—, DM 10 DM 20,— und DM 50,— 
lautende Sparmarken Serie A (Wohnungsspar- 
marken) und Serie B (Eigenheimsparmarken) ge- 
mäß Muster treuhänderisch auf besondere Anfor- 
derung zur Verfügung. Die Sparmarken jeder 
Wertserie sind fortlaufend numeriert. 

§7 

Die kontoführenden Kreditinstitute führen 
Namenslisten der Inhaber der von ihnen ausgege- 
benen Sparkarten A und B. In diesen Listen ist 
ebenso wie auf den Sparkarten das Alter des Sparers, 
sein Familienstand sowie die Zahl der zu seinem 
Haushalt gehörenden Personen und Kinder zu ver- 
merken. 

Gegen Einzahlung 
von je 

DM 0,75 erhält der Einzahler eine 

Wertmarke der von ihm 
gewünschten Serie A oder 

B im Werte von DM 1, — 

DM 3,75 DM 5,— 

DM 7,50 DM 10,— 

DM 15,— DM 20,— 

DM 37,50 DM 50,— 

zum Aufkleben auf die Sparkarten des „Deutschen 
W ohnungswerks“. 

Die kontoführenden Kreditinstitute reichen dem 
„Deutschen Wohnungswerk“ monatlich zweimal 
nach den Gruppen A und B getrennte Aufstellun- 
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gen mit dem Stand vom 1. bzw. 15. jeden Berichts- 
monats ein, aus denen Zahl und Namen der Inhaber 
von ausgegebenen Sparkarten sowie die Gesamt- 
summe der ausgegebenen Sparmarken der Serien A 
und B sowie der erhaltenen Einzahlungen hervor- 
gehen. Eingezahlte Beträge zugunsten von Spar- 
karteninhabern, für die keine Sparmarkenausgabe 
erfolgte, sind gesondert nach den Gruppen A und 
B aufzuführen. Die kontoführenden Institute 
haben in diesen Fällen eine auf den Namen des Ein- 
zahlenden lautende und nicht übertragbare Quit- 
tung auszuhändigen, die diesem gegenüber seinem 
Finanzamt als Nachweis für die Erlangung der 
Steuerbegünstigungen gemäß § 7 c des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung vom 

dient. 


§8 

Das „Deutsche Wohnungswerk“ fordert auf 
Grund der von den kontoführenden Kreditinsti- 
tuten eingegangenen Meldungen die Differenz- 
beträge zwischen der Summe der ausgegebenen 
Sparmarken und der effektiv auf sie erfolgten Ein- 
zahlungen bei den kontoführenden Kreditinstitu- 
ten gemäß Novelle zum Einkommensteuergesetz in 
der Fassung vom zur Ver- 

einfachung des darin vorgesehenen Steuerbegünsti- 
gungsverfahrens für den Wohnungsbau beim Bun- 
desminister der Finanzen an. 

§9 

Der Bund übernimmt die Ausfallbürgschaft für den 
jeweiligen Gesamtbestand der Einlagen des ,, Deut- 
schen Wohnungswerks“. 

Diese Ausfallbürgschaft erstreckt sich auch auf den 
Bestand an Darlehensforderungen des „Deutschen 
W ohnungswerks“. 


§ 10 

Sparbeträge der Gruppe A von je DM 3000,—, die 
dem „Deutschen Wohnungswerk“ durch Einsen- 
dung von Sparkarten der Gruppe A mit aufgekleb- 
ten Wertmarken in diesem Gesamtbeträge über die 
kontoführenden Kreditinstitute nachgewiesen wer- 
den, berechtigen zur unverzüglichen Zuteilung 
einer für den Wohnberechtigten unkündbaren 
Wohnung des „Deutschen Wohnungswerks“. 

Dem Nachweis der erbrachten Sparleistung im Ge- 
samtbeträge von DM 3000, — oder von Teilbeträ- 
gen dieses Gesamtbetrages steht der Nachweis von 
Einzahlungen gemäß § 7 Absatz 4 zugunsten eines 
bestimmten Sparkarteninhabers auf das Konto des 
„Deutschen Wohnungswerks“ gleich. 

Dem Nachweis der erbrachten Sparleistung im 
Gesamtbeträge von DM 3000,— steht ferner gleich 
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die Bescheinigung einer Bausparkasse, daß ein be- 
stimmter Wohnungssparer auf einen mit ihr abge- 
schlossenen Sparvertrag im Rahmen des „Deut- 
schen Wohnungswerks“ bereits nominell 
DM 1500, — angespart hat und sich die Bauspar- 
kasse verpflichtet, in Höhe des an der effektiv zu 
erbringenden vertraglichen Sparleistung von 
DM 2250, — fehlenden Differenzbetrages gegen- 
über dem „Deutschen Wohnungswerk“ in Vorlage 
zu treten. 


§ 11 

Die normale Rückzahlung des Wohnungsspar- 
betrages erfolgt in der Weise, daß die Wohnungs- 
sparer des „Deutschen Wohnungswerks“ nach ihrer 
Wahl vom „Deutschen Wohnungswerk“ mit dem 
Beginn des 30. Jahres nach Zuteilung der Wohnung 
oder mit dem Erreichen des 65. Lebensjahres, wenn 
dieser Zeitpunkt nach dem Ablauf von 30 Jahren 
seit Zuteilung der Wohnung eintritt, eine jährliche 
Rente von DM 250, — für die Dauer von 10 Jahren 
erhalten. Der Anspruch auf die Rente ist vererb- 
lich und von der Erbschaftssteuer befreit. 

Stirbt der rentenberechtigte Wohnungssparer vor 
Eintritt des Rentenfalles, so haben seine Erben das 
Recht, 30 Jahre nach Zuteilung der Wohnung die 
Auszahlung der kapitalisierten Rente zu verlangen. 
Stirbt der rentenberechtigte Wohnungssparer nach 
Eintritt des Rentenfalles, so ermäßigt sich der An- 
spruch der Erben auf den kapitalisierten Renten- 
rest. 


§ 12 

Sparbeträge der Gruppe B im Gesamtbeträge von 
4200, — DM, die dem „Deutschen Wohnungswerk“ 
durch Einsendung von Sparkarten der Gruppe B 
mit aufgeklebten Sparrharken in diesem Gesamt- 
beträge oder durch Einzahlungen gemäß § 7 Ab- 
satz 4 über die kontoführenden Kreditinstitute 
nachgewiesen werden, berechtigen zur unverzüg- 
lichen Zuteilung und Auflassung eines Eigenheimes 
an den berechtigten Sparkarteninhaber.' 

Die Regelung des § 10 Absatz 3 gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, daß im Rahmen des mit einer 
Bausparkasse abgeschlossenen Sparvertrages nomi- 
nell DM 2100, — angespart sein müssen und die 
Bausparkasse bis zum effektiven Gesamtbetrag von 
DM 3150, — in Vorlage zu treten hat. 

§ 13 

Die Inhaber von Sparkarten und Sparmarken der 
Serien A und B haben das Recht, von ihren konto- 
führenden Instituten jederzeit die vorzeitige Bar- 
rückzahlung ihrer effektiven Sparbeträge zu ver- 
langen. 
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2, Finanzierung und Bau von Sff ohnungen 
und Eigenheimen des „Deutschen Wohnungswerks‘‘ 

a) Mietwohnungen 

§ 14 

Zur Errichtung von Mietwohnungen des „Deut- 
schen Wohnungswerks‘‘ im Sinne von § 2 Ziffer 3 
werden bauwilligen Bauherren oder öffentlich- 
rechtlichen Bauträgern unzweifelhafter Zuver- 
lässigkeit und Kreditwürdigkeit, die sich auf die 
öffentlichen Ausschreibungen des „Deutschen 
Wohnungswerks‘‘ bewerben, Zug um Zug mit dem 
Fortschreiten des Baues je Wohnung bis zu 
DM 9000, — über das ,, Deutsche Wohnungswerk‘‘ 
als dinglich gesicherte Darlehen zur Verfügung 
gestellt. 

Dieser Gesamtbetrag je Wohnung soll sich in der 
Regel wie folgt auf gliedern: 

a) DM 4000, — erststellige Hypothek eines Real- 
Kreditinstitutes oder einer im Realkredit täti- 
gen Kapitalsammelstelle, 

b) bis zu DM 1500, — Förderungsmittel des Bun- 
des für den Wohnungsbau als zweitstellige 
Hypothek, 

c) bis zu DM 500, — als mit b) gleichrangiges 
zweitstelliges Landesbaudarlehen, 

d) DM 3000, — Darlehen des „Deutschen Woh- 
nungswerks‘‘ als drittstellige »Hypothek. 

Die dann noch notwendige Restfinanzierung ist 
Sache des jeweiligen Bauherrn. 

§ 15 

Verläuft eine Ausschreibung des „Deutschen Woh- 
nungswerks“ zur Errichtung einer bestimmten Zahl 
von Mietwohnungen an einem bestimmten Ort 
ergebnislos, so wird auf Ersuchen des „Deutschen 
Wohnungs Werks“ durch die zuständige oberste 
Landesbehörde ein öffentlicher Bauträger mit der 
Ausführung des Vorhabens betraut. In diesen Aus- 
nahmefällen werden die in Frage kommenden 
Länderregierungen erforderlichenfalls Landesbau- 
darlehen bewilligen, die zur Restfinanzierung not- 
wendig sind, auch wenn sie über den Höchstbetrag 
gemäß § 14 Absatz 2 c hinausgehen. 

§ 16 

Die Förderungsmittel des Bundes sowie gegebenen- 
falls die zusätzlichen Förderungsmittel der Länder 
und die Darlehen des „Deutschen Wohnungswerks“ 
sind jährlich mit 1 ®/o zu verzinsen und mit 1 Vo zu 
tilgen. 

Vom Zeitpunkt der Tilgung der ersten Hypothek 
ab ist zunächst das Darlehen des „Deutschen Woh- 
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nungswerks'^ zu marktüblichen Sätzen erster Hy- 
potheken zu verzinsen und zu tilgen. 
Darlehnsnehmer des „Deutschen Wohnungs- 
werks“, die bereits vor der Tilgung der ersten Hy- 
pothek freiwillig das Darlehen des „Deutschen 
Wohnungswerks“ zurückzahlen und in eine Eigen- 
tümergrundschuld umwandeln, erhalten in dieser 
Höhe Befreiung von der Erbschaftssteuer. 

Nach Tilgung der erststelligen Hypothek und des 
Darlehens des „Deutschen Wohnungswerks“ sind 
schließlich die Förderungsmittel des Bundes sowie 
gegebenenfalls in Anspruch genommene Landes- 
baudarlehen zu marktüblichen Sätzen erster Hypo- 
theken zu verzinsen und zu tilgen. 

§17 

Den Realkreditinstituten und Kapitalsammelstel- 
len, die für die Errichtung von Mietwohnungen des 
„Deutschen Wohnungswerks“ erststellige Hypothe- 
ken von DM 4 000, — je Wohnung gewährt haben, 
werden jährlich, berechnet vom Gesamtbetrag der 
für solche Wohnungsbauten gewährten erststelligen 
Hypotheken, 1,5 ®/o der ihnen aus Anlaß der Wäh- 
rungsumstellung ausgehändigten Ausgleichsforde- 
rungen durch die Länderfinanzverwaltung zurück- 
gezahlt. 


§ 18 

Die Realkreditinstitute und Kapitalsammelstellen, 
die erststellige Hypotheken für Wohnbauten des 
,, Deutschen Wohnungswerks“ gewährt haben, sind 
verpflichtet, dem „Deutschen Wohnungswerk“ da- 
von Mitteilung zu machen, wenn der Hypotheken- 
schuldner für länger als ein Jahr mit Zins- und Til- 
gungsverpflichtungen in Rückstand gerät. 

§19 

Die Landesbehörden für den sozialen Wohnungsbau 
üben bei der Errichtung von Wohnbauten des 
„Deutschen Wohnungswerks“ für dieses treuhän- 
derisch die Bauaufsicht aus. Die Bewilligung der 
vom „Deutschen Wohnungswerk“ Zug um Zug mit 
dem Fortschreiten des Baues zugesagten Finanzie- 
rungsräten ist davon abhängig zu machen, daß die 
bauaufsichtsführenden Landesbehörden die Ord- 
nungsmäßigkeit des Baues, Baufortschritts und der 
Innehaltung der veranschlagten Baukosten bestä- 
tigen. 


b) Eigenheime 

§ 20 

Zur Errichtung von Eigenheimen des „Deutschen 
Wohnungswerks“ sind Bauunternehmer unzwei- 
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felhafter Zuverlässigkeit und Kreditwürdigkeit, die 
sich auf die öffentlichen Ausschreibungen des 
„Deutschen Wohnungswerks‘‘ bewerben, heranzu- 
ziehen. 

Die Baukosten eines solchen Eigenheimes dürfen 
den Betrag von DM 12.000, — nicht übersteigen 
und sollen in der Regel wie folgt aufgebracht wer- 
den: 

a) DM 4 800, — erststellige Hypothek eines 
Realkreditinstitutes oder einer im Realkredit 
tätigen Kapitalsammelstelle, 

b) bis zu DM 1 500, — Förderungsmittel des 
Bundes für den Eigenheimbau als zweitstel- 
lige Hypothek, 

c) bis zu DM 1 500, — als mit b) gleichrangiges 
zweitstelliges Landesbaudarlehen, 

d) DM 4 200, — Darlehen des „Deutschen Woh- 
nungswerkes'^. 

Nach Übergabe und Auflassung des Eigenheimes 
an einen zuteilungsberechtigten Eigenheimsparer 
des „Deutschen Wohnungswerks“ gilt das Darlehen 
des „Deutschen Wohnungswerks“ als getilgt. Es 
ist darüber löschungsfähige Quittung zu erteilen. 

§ 21 

Die Förderungsmittel des Bundes und der Länder 
sind bis zur Tilgung der ersten Hypothek von dem 
Eigentümer des Eigenheimes des „Deutschen Woh- 
nungswerks“ mit je 1 ®/o zu verzinsen und zu til- 
gen. Nach Tilgung der ersten Hypothek sind För- 
derungsmittel des Bundes und Landesbaudarlehen 
mit marktüblichen Sätzen erststelliger Hypotheken 
zu verzinsen und zu tilgen. 

§22 

Hinsichtlidi der Rückzahlung von Ausgleichsforde- 
rungen bei der Gewährung von erststelligen Hypo- 
theken für Eigenhelmbauten des „Deutsdien Woh- 
nungswerks“ gilt § 17 mit der Maßgabe, daß die 
erststellige Hypothek DM 4.800, — in jedem Ein- 
zelfall erreichen muß. 


§ 23 

Die im § 18 festgelegte Meldepflicht der Realkredit- 
institute und Kapitalsammelstellen gilt entspre- 
chend für Eigenheimbauten des „Deutschen Woh- 
nungswerks“. Ebenso die Bestimmung im § 19. 

III, Besondere Regelungen 
1. Baugrößen 

§ 24 

Die Mietwohnungen des „Deutschen Wohnungs- 
werks” sollen in der Regel eine Raumfläche von 
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65 qm nicht überschreiten. Für Wohnungen, die 
zur Aufnahme von kinderreichen Familien bestimmt 
sind, gelten Ausnahmen bis zu hödistens 120 qm. 
Wohnbauten des „Deutschen Wohnungswerks“ sol- 
len in der Regel nicht mehr als 6 Wohnungen je 
Wohngebäude enthalten. Eine auf gelockerte Bau- 
weise ist anzustreben. 

Die Wohnfläche von Eigenheimen des „Deutschen 
Wohnungswerks“ soll in der Regel 90 qm nicht 
überschreiten. Für Eigenheime, die zur Aufnahme 
kinderreicher Familien bestimmt sind, dürfen bis 
zu 120 qm Wohnfläche vorgesehen werden, 

2. Beschaffung von Bauland für das „Deutsche 
Wohnungswerk“ 

§25 

Die Gemeinden haben auf Anforderung und zur 
Förderung des „Deutschen Wohnungswerks“ für 
Wohn- und Eigenheimbauten des „Deutschen 
Wohnungswerks“ Bauland im Wege des Erbbau- 
rechts gegen angemessenen Erbbauzins auf 99, min- 
destens jedoch 75 Jahre zur Verfügung zu stellen. 

3. Mieten 
§26 

Für Mietwohnungen, die mit Darlehen des „Deut- 
schen Wohnungswerks“ gebaut werden, gelten die 
Mieten des sozialen Wohnungsbaus im me des 
ersten Wohnungsbaugesetzes als Ricntsätze. Diese 
Richtsätze dürfen bis zur Höchstgrenze der Kösten- 
mieten des steuerbegünstigten Wohnungsbaues im 
Sinne des genannten Gesetzes überschritten werden. 

4. Sonstige Ausnahmebestimmungen 
§ 27 

Wohn- und Eigenheimbauten mit Darlehen des 
„Deutschen Wohnungswerks“ genießen die glei- 
chen Vergünstigungen hinsichtlich der Grund- 
steuer, wie sie im Ersten Wohnungsbäugesetz für den 
sozialen und steuerbegünstigten Wohnungsbau 
vorgesehen sind. 

§ 28 

Wohnungen und Eigenheime, die mit Darlehen des 
„Deutschen Wohnungswerks“ gebaut wurden, 
unterliegen nicht der Wohnungszwangswirtschaft. 

IV. Schlußbestimmungen 

Das Gesetz über das „Deutsche Wohnungswerk“ 
tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft, 

Bonn, den 2. Mai 1950 

Dr, Preusker Dr, Oellers Dr. Schäfer 
und Fraktion 
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Begründung 

Die jähriiche Sparleistung reicht bei weitem nicht aus, um den außer- 
ordentlich gronen Kapital- und Investitionsbedarf der Industrie, der 
Landwirtscnalt, des Verkehrs, des Handwerks und Handels und vor 
allem des Wohnungsbaues m der hundesrepublik zu decken. Die 
öllentlichen Haushalte haben wachsende Soziallasten als Folgen des 
verlorenen Krieges zu üDernehmen, so dalS sich die Möglidikeiten, 
aus Steuermitteln Beiträge zu volkswirtschaftlich dringlichen Inve- 
stitionen und vor allem tur den Wohnungsbau zu leisten, eher ver- 
ringern werden, hs ist deshalb die wichtigste Aufgabe der politischen 
Führung, jede Form der treiwilligen Spartätigkeit und Kapitalbildung 
und entsprechend des treiwilligen Konsumverzichts in großzügigster 
W eise zu fördern, besondere Hoffnungen dürfen hierbei auf das 
freiwillige Zwecksparen für die Erlangung von Wohnungen oder 
Eigenheimen gesetzt werden. 

Das „Deutsche Wohnungswerk‘‘ soll dieses Zwecksparen in stärkster 
Weise anregen und durch Bereitstellung großzügigster steuerlicher 
Begünstigungen und Ausnutzung aller technischen, organisatorischen 
und werbemaßigen Möglichkeiten breiteste Kreise des deutschen 
Volkes davon überzeugen, daß sich das Wohnungs- oder Eigenheim- 
sparen im Kähmen des „Deutschen Wohnungswerkes“ lohnt. Dabei 
soll dieses „Deutsche Wohnungswerk“ nicht die Zahl der auf dem 
Bausektor tätigen Behörden um eine weitere vermehren, sondern 
lediglich ein Lenkungs- und Treuhandorgan sein, das sich ausschließ- 
lich auf die private Initiative und bereits vorhandene Einrichtungen 
des Kreditwesens, der Bau- und Wohnungswirtschaft stützt. Das 
„Deutsche Wohnungswerk“ will dabei aber trotzdem zum Zwecke 
der Kostenverbilligung alle Möglichkeiten neuzeitlicher Bauweisen 
und kostensparender Erzeugung von Fenstern, Türen, Installationen, 
Treppen usw. durch Normung und Serienherstellung erschließen. 

Seine nachhaltige Werbewirkung soll es vor allem aus dem Gleich- 
lauf von Spartätigkeit und Errichtung von Eigenheimen oder Miet- 
wohnungen herleiten, der dem Sparer des „Deutschen Wohnungs- 
werks“ die Gewähr bieten soll, im Augenblick der Erfüllung der Vor- 
aussetzungen eine Wohnung oder ein Eigenheim beziehen zu kön- 
nen. 

Das „Deutsche Wohnungswerk“ wendet sich mit seinem Appell zum 
Zwecksparen nicht nur an diejenigen, die gegenwärtig Wohnungen 
suchen, sondern es will auch dem Kreis der mittleren gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Betriebe eine zusätzliche Möglichkeit er- 
schließen, Beiträge zum Bau von Wohnungen bzw. Eigenheimen für 
ihre Angestellten und Arbeiter unter Inanspruchnahme aller steuer- 
lichen Vergünstigungen und gleichzeitig als Jubiläumsgeschenke oder 
Erfolgsprämien zu leisten. Es ist ferner ganz besonders daran ge- 
dacht, schon die heranwachsende Jugend für das „Deutsche Woh- 
nungswerk“ zu interessieren. Eltern und Anverwandte erhalten eine 
hervorragende Gelegenheit, beispielsweise für Töchter als Teil der 
Aussteuer ein Eigenheim auf lange Sicht anzusparen. Junge Männer 
können zum Zwecke der Erleichterung der Familiengründung eben- 
falls von den Vorteilen des „Deutschen Wohnungswerks“ Gebrauch 
machen. Gerade die letztgenannten Möglichkeiten werden auch nach 
Befriedigung des dringlichen strukturellen Wohnungsbedarfs dem 
„Deutschen Wohnungswerk“ eine bleibende Aufgabe von hervorra- 
gender sozialer Bedeutung sichern. 
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Die mit Hilfe des „Deutschen Wohnungswerks'' errichteten Woh- 
nungen und Eigenheime benötigen eine erheblich niedrigere durA- 
schnittliche öffentliche Förderung als der soziale Wohnungsbau im 
Sinne der bisherigen Praxis. Darin liegt ein weiterer, nicht zu unter- 
schätzender Vorteil, weil dadurch die Zahl der insgesamt möglichen 
Wohnungsbauten eines Jahres erheblich ausgeweitet wird. 

Das, „Deutsche Wohnungswerk“ ist im weitesten Sinne ein besonders 
wichtiger Teil des sozialen Wohnungsbaues. Die Treuhänderfunktion 
für die ihm anvertrauten Sparbeträge und öffentlichen Förderungs- 
mittel des Bundes und der Länder bedingt die Schaffung eines auf- 
sichtführenden Kuratoriums, an dessen Spitze der Bundesminister für 
Wohnungsbau steht und dem namentlich auch die Vertreter der Län- 
der ange&ren. Die Ländervertreter sollen insbesondere in diesem 
Kuratorium bei der Bewilligung öffentlicher Förderungsmittel cler 
Länder mitwirken und zur Bewilligung dieser Mittel bevollmächtigt 
sein. 

Die außer der Finanz- und Bauabteilung des „Deutschen Wohnungs- 
werks“, deren Aufgaben keiner Begründung bedürfen, vorgesehene 
Werbeabteilung soll den Gedanken des „Deutschen Wohnungs- 
werks“ unablässig in die breiten Kreise der Bevölkerung, für die das 
„Deutsche Wohnungswerk“ in erster Linie gedacht ist, hinein- 
tragen. Es ist dabei an eine besonders intensive Werbung in Film, 
Presse und Rundfunk, an den Baustellen, in den Kreditinstituten, 
Schulen usw. gedacht. 

Das Sparverfahren ist technisch und kostenmäßig so einfaA wie 
nur irgend möglich gestaltet worden. Alle Banken führen jeweils 
nur ein Konto des „Deutschen Wohnungswerks“. Die Individuali- 
sierung des Sparvorganges wird über Sparkarten, Namenslisten und 
Sparmarken erreicht. 

Die in der Entschließung zum Ersten Wohnungsbaugesetz vorge- 
sehene besondere steuerliche Begünstigung der Wohnungskleinsparer 
in Höhe von 25 ®/o ihrer jeweiligen Gesamtsparbeträge für Zwecke 
des Wohnungsbaues ist entsprechend den seinerzeit vom Bundes- 
finanzminister gemachten Vorschlägen ebenfalls in der einfachsten 
Form realisiert worden. Der Sparer des „Deutschen Wohnungs- 
werks“ zahlt jeweils beim Kauf von Sparmarken nur 75 ®/o des Spar- 
betrages ein. Der Bundesfinanzminister überweist dem „Deutschen 
Wohnungswerk“ monatlich in einer Summe die 25®/oigen Sparprä- 
mien auf Grund der von den Kreditinstituten erstatteten Meldungen. 
Auf diese Weise wird gleichzeitig der sinnfälligste Anreiz für das 
Sparen im Rahmen des „Deutschen Wohnungswerks“ geboten. 

Die Gewährung von Darlehen und Zuschüssen gemäß § 7c des ,, Deut- 
schen Wohnungswerks“ zu Gunsten von Sparern des „Deutschen 
Wohnungswerks" ist ebenfalls im § 7 Absatz 4 des Entwurfs tech- 
nisch so einfach wie möglich gestaltet worden. 

§ 9 des Entwurfs verlangt vom Bund die Übernahme der Ausfall- 
bürgschaft für den jeweiligen Gesamtbestand der Einlagen des „Deut- 
schen Wohnungswerks“. Mit dieser Forderung wird praktisch kein 
Risiko für den Bund begründet. Kritischer ist schon die Forderung 
nach der Übernahme der Ausfallbürgschaft auch für den Bestand an 
Darlehensforderungen des „Deutschen Wohnungswerks“ zu beurtei- 
len. Angesichts des Umstandes aber, daß es sich bei den mit Dar- 
lehensmitteln des „Deutschen Wohnungswerks“^ errichteten Woh- 
nungen und Eigenheimen ausschließlich um Kleinwohnungen han- 
delt, für die auch in Krisenzeiten stets ein außerordentlicher Bedarf 


11 



vorhanden zu sein pflegt, dürfte auch hierin ein durchaus vertret- 
bares Risiko gesehen werden, zumal das „Deutsche Wohnungswerk" 
im Laufe der Jahre selbst zu einem dafür wahrscheinlich jederzeit aus- 
reimenden Deckungsfonds aus vorzeitigen Darlehensrückzahlungen 
und deren verzinslicher Anlage gelangen wird. 

Das schwierigste Problem für das „Deutsche Wohnungswerk“ wird 
die praktische Verwirklichung des Gleichlaufs von Spartätigkeit und 
Bau vcjn Wohnungen bzw. Eigenheimen sein. Hierzu sollen die halb- 
monatlich eingehenden Meldungen der örtlichen Kreditinstitute die 
wichtigsten Anhaltspunkte bieten. Es ist zu erwarten, daß die 
Finanz- und Bauabteilung des „Deutschen Wohnungswerks“ bereits 
nach relativ kurzer Anlauffrist über genügend Erfahrungen verfü- 
gen wird, um diese Aufgabe zu erfüllen. Es wäre jedoch für die An- 
fangsmonate daran zu denken, daß dem „Deutschen Wohnungs- 
werk ein Anlaufkredit seitens des Bundes vielleicht durch Abzwei- 
gung eines Teiles der späteren Münzgewinne zur Verfügung gestellt 

Bei den Überlegungen hinsichtlich der Finanzierung der Wohnungs- 
und Eigenheimbauten ist unter Zugrundelegung der im § 24 des Ent- 
wurfs festgelegten Größenverhältnisse und unter Berücksichtigung 
des Umstandes, daß das Bauland von den Gemeinden im "W^ege des 
Erbbaurechts zur Verfügung gestellt werden soll (§ 25), davon aus- 
gegangen worden, daß im Durchschnitt DM^ 10 000.- — für eine hliet— 
Wohnung und DM 12 000. — für ein Eigenheim ausreichend sein 
werden, insbesondere bei Ausnutzung aller schon an änderet Stelle 
aufgeführten technischen Vereinfachungsmöglichkeiten. Geht man 
bei Mietwohnungen von einem Betrage von DM 10 000. — je Woh- 
nung aus, so ist eine erststellige Hypothek von DM 4 000. — je Woh- 
nung erreichbar. Entsprechend gilt für Eigenheime mit Gesamtbau- 
kosten von DM 12 000.— ein erststelliger Satz von DM 4 800. — . 
üer Entwurf setzt den Ansparbetrag für eine \^^ohnung mit 
DM 3 000. — davon effektiv vom Sparer zu leisten DM 2 250. — und 

den Ansparbetrag für ein Eigenheim mit DM 4200. d.h. effektiv 

DM 3 150. fest. Danach bleibt also bei der Errichtung von Miet- 

wohnungen unter der berechtigten Annahme, daß sich genügend pri- 
vate oder öffentlich-rechtliche Bauherren finclen, die mit einer durch 
sie aufgebrachten Restfinanzierung von 10—15 «/o angesetzt werden 
können, in diesem Falle eine öffentliche Förderungsnotwendigkeit 
von nur bis zu DM 2 000. — je Wohnung. Der Entwurf sieht vor, 
daß davon bis zu DM 1 500.— durch den Bund und bis DM 500.-- 
notfalls durch das betreffende Land gegeben werden sollen. Bei der 
Errichtung von Eigenheimen in der notwendige öffentliche Förde- 
rungsbetrag höher. Er beträgt statt DM 2 000.— DM 3 000.— und 
soll zu gleichen Teilen vom Bund und Ländern zur Verfügung ge- 
stellt werden. Bei der Ansparung auf Eigenheime entfällt eine Rück- 
zahlungsverpflichtung für die Sparbeträge mit der Zuteilung des 
Eigenheimes. Anders liegen die Dinge beim Ansparen auf Mietwoh- 
nungen. Der Entwurf sieht hier vor, daß der Sparer die Wohnspar- 
beträge in Form einer zehnjährigen Rente von je DM 250. — zurück- 
erhalten soll. Der im Entwurf vorgesehene Zeitpunkt des Beginns 
der Rentenleistung hat sich zwangsläufig dadurch ergeben, daß zu- 
nächst die erststellige Markthypothek getilgt sein muß, ehe der Dar- 
lehensnehmer für clie Darlehen des „Deutschen Wohnungswerks“ 
volle Annuitäten leisten kann. Die kapitalisierten Rentenansprüche 
sind im übrigen nach dem Entwurf vererblich und als zusätzlicher An- 
reiz erbschaftssteuerfrei. Die gleiche Erbschaftssteuerbefreiung ist zu 
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Gunsten der Darlehensnehmer des „Deutschen Wohnungswerks“ 
vorgesehen, die freiwillig bereits vor der Billigung der ersten Hypo- 
thek das Darlehen des „Deutschen Wohnungswerks“ zurückzahlen. 
Der Entwurf sieht im übrigen im § 13 vor, daß Sparkarteninhaber 
jederzeit das Recht auf vorzeitige Rückzahlung ihrer effektiven 
Sparbeträge haben sollen. 

Den Realkreditinstituten und Kapitalsammelstellen wird in dem 
Entwurf für die Gewährung erststelliger Hypotheken für Bauten 
des „Deutschen Wohnungswerks“ ein besonderer Anreiz in der Form 
geboten, daß sie in Höhe von 1,5 ®/o der Summe, die sie als erststel- 
lige Hypothek im Rahmen des „Deutschen Wohnungswerks“ ge- 
währt haben, Rückzahlungen auf ihre Ausgleichsforderungen erhal- 
ten sollen. 

Die gesamten Finanzierungsüberlegungen sind im übrigen von der 
Erwägung bestimmt worden, daß die Wohnungen des „Deutschen 
Wohnungs Werks'' mit ihren Mieten im Rahmen der nach clem Ersten 
Wohnungsbaugesetz für den sozialen Wohnungsbau zulässigen Sätze 
liegen sollen. Der Entwurf geht jedoch davon aus, daß eine geringe 
Überschreitung dieser Sätze, soweit sie baukostenmäßig bedingt ist, 
bis zur Höchstgrenze der Kostenmiete des steuerbegünstigten Woh- 
nungsbaues im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes sozial ver- 
antwortet werden kann, da die allerärmsten Schichten der Bevölke- 
rung zunächst kaum zu der vom „Deutschen Wohnungswerk" ge- 
forderten Ansparleistung in der Lage sein werden, es sei denn über 
die in §§ 10 Absatz 3 und 12 Absatz 2 vorgesehenen Sparverträge mit 
Bausparkassen, wodurch die Bausparkassen zweifellos eine ganz 
erhebliche zusätzliche Chance erhalten. Die Erfahrungen werden zu 
beweisen haben, ob es nicht unter Ausnutzung aller technischen und 
steuerlichen Möglichkeiten trotzdem gelingt, in der Praxis bei eien 
Mietsätzen des sozialen Wohnungsbaues zu bleiben. Dies ist das Ziel, 
das der Entwurf in allen seinen Einzelbestimmungen anstrebt. 
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